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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Mursch (Soltau-Harburg)^ Lemm- 
rich, Dr. Jobst, Müller (Niederfischbach), Schmitt (Lock- 
weiler), Gerlach (Obernau), Engelsberger und Ge- 
nossen 


betr. Straßenbaufinanzierung 


Bundesverkehrsminister Leber hat in der 100. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages u. a. folgende Behauptungen auf gestellt: 

a) Die Gelder für die Deckung des 3. Vierjahresplanes für den 
Bundesfernstraßenbau (1967/70) seien bis zu dem Tage, an 
dem 1966 die neue Regierung kam, sehr zum Bedauern sei- 
ner Mitarbeiter zusammengeschmolzen wie der Schnee im 
März 1966. 

b) In seinem Ressort hätte es bei seiner Amtsübernahme (De- 
zember 1966) so ausgesehen „wie in einer kleinen Kasse auf 
dem Dorf, die nicht in Ordnung ist. Das Geld stimmte nicht 
mehr, die Bücher waren nicht in Ordnung," 

c) Es hätten für einige 100 Millionen DM Rechnungen Vorgele- 
gen, für die kein Geld mehr da war. 

d) Die gegenwärtige Regierung hätte diese Misere so wach in 
Erinnerung, daß sie sich „nie so verluderte Finanzen lei- 
sten" wird. 

Diese Behauptungen enthalten schwere Anschuldigungen gegen 
für den Bundesfernstraßenbau verantwortliche Personen. Sie 
bedürfen des Beweises, den der Bundesminister für Verkehr 
schuldig geblieben ist. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. In welcher Höhe sind Rechnungen für Leistungen im Bun- 
desfernstraßenbau, die im Jahre 1966 erbracht wurden, 
nicht bis zum Jahresende bezahlt worden, und inwieweit 
bestand eine Überbrückungsmöglichkeit durch ÖFFA-Kre- 
dite? 

2. Welche Gründe lagen hierfür vor? 
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3. Werden Grundsätze der Haushaltsführung verletzt, wenn 
Rechnungen für Leistungen, die in den letzten Wochen 
eines Jahres erbracht werden, erst nach entsprechender 
Prüfung im neuen Haushaltsjahr bezahlt werden, und ent- 
stehen hierdurch irgendwelche Nachteile? 

4. Hat es um die Jahreswende 1966/67 Firmen gegeben, die 

sich über die Bezahlung im Haushaltsjahr 1967 beklagt 
haben? i 

5. In welcher Höhe waren die Mittel für den 3. Vierjahres- 
plan für den Ausbau der Bundesfernstraßen vorgesehen, 
und mit welchen Beträgen hat er 1970 abgeschlossen? 

6. Hat es in den Jahren 1967/68, 1968/69, 1969/70 und 1970/71 
ebenfalls Rechnungsüberhänge gegeben und ggf. in wel- 
cher Höhe? 

7. Da die Mittel für den Bundesfernstraßenbau fast aus- 
schließlich durch den zweckgebundenen Anteil am Mineral- 
ölsteuer-Aufkommen bestimmt sind und der 1., 2. und 
3. Vierjahresplan Teile des Ersten Ausbauplanes - also ein 
geschlossenes Ganzes - darstellen, können die Mittel 
durch Rechnungsüberhänge nicht „zusammenschmelzen 
wie der Schnee im März". Welche Mitarbeiter haben das 
angebliche Zusammenschmelzen der Mittel trotzdem be- 
dauert und aus welchen Gründen? 

8. Welche Kasse hat - auch wenn dies symbolisch gemeint 
ist ~ bei der Amtsübernahme des jetzigen Bundesverkehrs- 
ministers nicht gestimmt? 

9. Welche Bücher waren nicht in Ordnung? 

10. Welcher Sachverhalt rechtfertigt die Charakterisierung 
„verludert"? 

11. Was hat der Bundesverkehrsminister unternommen, um 
Kasse und Bücher wieder in Ordnung zu bringen? 

12. Lag ein pflichtwidriges Verhalten bestimmter Personen 
vor? 

13. Falls Frage 12 bejaht wird: Welche Maßnahmen hat der 
Bundesverkehrsminister gegen diese Personen ergriffen? 

14. Um welchen Betrag ist der Straßenbauhaushalt Anfang 
1967, als der gegenwärtige Bundesverkehrsminister bereits 
die Verantwortung trug, gekürzt worden, und hat der Bun- 
desverkehrsminister dieser Kürzung zugestimmt? 
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15. Ist der Bundesverkehrsminister der Auffassung, daß die 
Durchführung des Straßenbauhaushalts 1970 mit der zu- 
nächst 40®/oigen Sperrung der Mittel, der dann folgenden 
„Konjunktur sperre" und der schließlichen teilweisen Auf- 
hebung der Mittelsperre sich für den Straßenbau wegen 
der mangelnden Kontinuität in der Auftragsvergabe un- 
günstiger ausgewirkt haben, als dies bei einem vorüber- 
gehenden Rechnungsüberhang am Schluß eines Haushalts- 
jahres vermutet werden könnte? 

16. Hält der Bundesverkehrsminister seine o. a. Vorwürfe in 
der Form und dem Inhalt nach aufrecht? 

Bonn, den 9. März 1971 

Mursdi (Soltau-Harburg) 
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